
ter ungeniert Produkte opti-

noch eine wieder aufkeimen-

(...) bei vielen regionalen An-
bietern der Region. Dass hier
ein Bedarf ist, zeigt sich ein-

HNA weitere Beiträge zur
Aufklärung der Verbraucher

Klaus Pfaff,

dere kirchliche Veranstaltun-
gen gehen möchte, braucht
keine Bonuskarte. Woher soll

kommen? Soll dafür die Kir-
chensteuer verschwendet

Barbara Heller,

Sie wollen Lärmschutz an 365 Tagen
Acht Bürgerinitiativen prangern „Zweiklassen-Gesellschaft“ an

Willen auf Länder- oder Bun-
desebene zur Änderung die-
ser Umstände erkennbar“,
sind sich die Vertreter einig.
Sie setzen sich weiterhin für
ein Ende der Zweiklassen-Ge-
sellschaft ein.

„Wir müssen den Verant-
wortlichen klar machen, dass
wir nicht nur einen Tag ge-
gen Lärm brauchen, sondern
365“, sagt Günther Schu-
mann. dwm

Doch die hohe Lärmbelas-
tung birgt auch Gefahren,
„Dauerlärm macht krank“,
warnen die Bürgerinitiativen.
Nicht nur die Lebensqualität
wird dabei gemindert. Vor al-
lem die ländlichen Gebiete
müssten attraktiv gehalten
werden. Der Krach gefährde
gar die Zukunft mancher
Kommunen.

„Trotzdem ist bis heute
kein erkennbarer politischer

Behörden und je nach Kas-
senlage, ein Rechtsanspruch
bestehe nicht.

Dagegen besteht bei Neu-
oder Ausbaustrecken ein
Rechtsanspruch auf Lärm-
schutz – und zwar auf der Ba-
sis der Grenzwerte für Lärm-
Vorsorge, heißt es weiter.
Diese lassen laut Mitteilung
nur die Hälfte der Lärmbelas-
tung im Vergleich zur Lärm-
sanierung zu.

Edermünde –Sie kämpfen seit
Jahren für gute Lebensbedin-
gungen an Autobahnen. Mit
dem Zusammenschluss zum
Aktivbündnis Lärmschutz
verliehen acht Bürgerinitiati-
ven aus Hessen ihrer Stimme
mehr Gewicht. Bei einem
Treffen in Edermünde kriti-
sierten sie kürzlich die unge-
rechte Behandlung beim
Lärmschutz.

Die Vertreter forderten
gleiche Rechte für Anwohner
entlang der Strecken A 4, A 7,
A 44, A 49 und der Stadtauto-
bahn Marburg. „Mit der
Zweiklassen-Gesellschaft
muss Schluss sein“, sagt Gün-
ther Schumann, Sprecher der
Interessengemeinschaft
Lärmschutz A49 in Holzhau-
sen/Hahn.

Das Problem: Betroffene
Anwohner an bereits beste-
henden Autobahnen werden
deutlich schlechter behan-
delt als Anwohner an Neu-
oder Ausbaustrecken, kriti-
siert das Bündnis in einer Mit-
teilung. Ihnen werde nur ein
geringer Lärmschutz nach
den Grenzwerten für Lärm-
Sanierung gewährt.

Und selbst das geschehe
nur auf freiwilliger Basis der
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